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Große Anfrage 

der Abgeordneten Schiatter, Rapp (Göppingen), Dr. Wieczorek, Dr. Apel, Dr. Spöri, 
Huonker, Klose, Dr. Kübler, Lennartz, Frau Dr. Martiny-Glotz, Frau Matthäus-Maier, 
Dr. Mertens (Bottrop), Poß, Dr. Struck, Westphal, Wolfram (Recklinghausen), 

Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Entwicklung auf den Finanzmärkten 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1 . 

Die Finanzmärkte befinden sich im Umbruch. Als Folge ihrer 
fortschreitenden weltweiten Integration hat sich - bei sinkenden 
Margen - der Wettbewerb erheblich verschärft. Die Kreditwirt- 
schaft hat darauf mit Finanzierungsinnovationen reagiert, deren 
Zweck es ist, die Geldbeschaffimgskosten zu senken imd dabei 
wenn möglich den bankenaufsichtsrechüichen Eigenkapitalvor- 
schriften auszuweichen. Viele Kapitalgeber ziehen höherverzins- 
liche Wertpapieranlagen niedrigverzinslichen Bankeinlagen vor;^ 
zur Senkung ihrer Finanzierungskosten wenden sich vor allem 
potente Kreditnehmer deshalb unmittelbar an die Kapitalgeber 
und gehen bei ihnen verbriefte Verbindlichkeiten ein. Dabei 
leisten die Kreditinstitute nur noch vermittelnde Dienste, gehen 
aber gleichwohl hinsichtlich der Verzinsimg und der Fristen noch 
gewisse eigene Obhgen ein. Für die Kreditinstitute sind solche, 
das haftende Eigenkapital nicht - oder nur im Notfall - bindende 
Provisionsgeschäfte bilanzneutral. 

Starke Wechselkurs- und Zinsfluktuationen haben die Risiken 
finanzieller Transaktionen erhöht. Zur Minderung auch dieses 
Risikos sind neue Finanzienmgsinstrumente geschaffen worden. 
Dabei bleibt freilich das Gesamtrisiko unverändert hoch, es wird 
nach Maßgabe der imterschiedlichen Einschätzimgen der Markt- 
teilnehmer nur anders verteilt. 

Die neuen Finanzierungsinstrumente haben zum großen Teil auch 
in der Bundesrepublik Deutschland Eingang gefimden. Darüber 
hinaus wird gefordert, in der Bundesrepublik Deutschland eine 
Bankenfreizone (off-shore-Platz) zu schaffen, für die u. a. die Min- 
destreservepflicht entfallen soU. 

Die Entwicklung auf den Finanzmärkten stellt wegen der beson- 
deren imd nur schwer abzuschätzenden Risiken aus den Finanzie- 
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rungsinnovationen sowohl die Kreditinstitute als auch die 
Bankenaufsicht vor neue Aufgaben - dies auch im Hinbhck dar- 
auf, daß es noch an Erfahrung fehlt und Typisierungen sich erst 
herausbilden müssen. Angesichts der Intemationahsierung des 
Bankgeschäfts werden nationale Aufsichtsregelungen nicht genü- 
gen; zumindest in der Europäischen Gemeinschaft müssen die 
Grundsätze der Bankenaufsicht weiter harmonisiert werden. 
Außerdem ist zu klären, ob bestimmte Finanzinnovationen die 
Wirksamkeit des geldpohtischen Instrumentariums der Deutschen 
Bundesbank beeinträchtigen. 

Die Entwicklung auf den Finanzmärkten führt des weiteren zu der 
Frage, inwieweit die Stellung der Bankkunden, insbesondere die 
der kleinen Einleger und mittelständischen Kreditnehmer, verän- 
dert wird und ob Konsequenzen hinsichüich der Sicherungsein- 
richtungen erforderlich sind. Außerdem sind wettbewerbspohti- 
sche Aspekte zu beurteilen; eventuell sind steuerpohtische Kon- 
sequenzen zu ziehen. 

Zur Entwicklung auf den Finanzmärkten 

1. Welche Arten von Risiken kommen aus der zunehmenden 
Verflechtung der internationalen Finanzmärkte auf die Bun- 
desrepubük Deutschland zu? 

2. Hält die Bundesregierung die gegenwärtigen nationalen Auf- 
sichtsregelungen und die internationale Zusammenarbeit der 
Aufsichtsorgane und Zentralbanken angesichts der neuen 
Risiken an den Weltfinanzmärkten für hinreichend, und wel- 
che Änderungen und Verbessenmgen erscheinen ihr notwen- 
dig und wünschenswert? 

3. Wie beurteilt die Bundesregienmg die Initiativen der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften zur Harmonisie- 
rung der Finanzmärkte und des Aufsichtsrechts innerhalb der 
EG? 

4. Befürwortet die Bundesregierung angesichts der raschen 
Expansion des internationalen Kredits die Einführung einer 
Euro-Mindestreserve? Bemüht sie sich um eine international 
abgestimmte Bindimg von Krediten an das haftende Eigenka- 
pital der Banken? 

5. Wird die Bundesregierung der Empfehlung des Cooke-Aus- 
schusses folgend sich für die Einfühnmg eines ausführhchen 
Meldesystems zur Erfassung des gesamten Spektrums nicht 
büanzwirksamer Geschäfte einsetzen? 

6. Wie kann den Gefahren von Interessenkonflikten, des Aus- 
nutzens privilegierter Stellungen und der weiteren Zunahme 
der Konzentration finanzieller Macht begegnet werden, die 
mit der größeren Vielfalt angebotener Finanzienmgstechni- 
ken durch Banken, Versicherungen und andere Finanzinsti- 
tute entsteht? 

7. Wie wirken sich die neueren Entwicklungen auf den Finanz- 
märkten auf die währungspohtischen Instrumente der Deut- 
schen Bundesbank aus? 
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8. Teilt die Bundesregierung die Sorge, daß das geldpolitische 
Instrumentarium im Hinblick auf die verstetigende Kontrolle 
der monetären Expansion aufgrund der Finanzinnovation als 
überholt anzusehen ist? 

9. Was unternimmt die Bundesregierung, um wechselseitig glei- 
che Bedingungen für im Ausland tätige Banken zu schaffen? 

10. Wie beurteüt die Bundesregienmg die Einfühlung eines off- 
shore-Platzes in der Bundesrepublik Deutschland? 

1 1 . Hält die Bundesregierung unter besonderer Berücksichtigung 
der deutschlandpolitischen Dimension Berlin für einen geeig- 
neten Standort eines möghchen off-shore-Platzes in Deutsch- 
land? 

12. Welche Meinung vertritt die Bundesregierung zu der Forde- 
rung nach steuerlichen Maßnahmen, um die Wettbewerbsfä- 
higkeit der Finanzmärkte der Bundesrepubhk Deutschland zu 
stärken oder dem internationalen Standard anzupassen? 

13. Kann die Bundesregierung bestätigen, daß deutsche Banken 
die bankauf sichtlichen Eigenkapitalanforderungen dadurch 
zu vermeiden versuchen, daß sie sich stärker in Geschäften 
engagieren, die - wie z. B. bei Euro-Notes - kein Eigenkapital 
binden? 

14. Wie ist das forcierte Vorgehen international tätiger Beinken in 
den Bereichen büanzneutraler, das Eigenkapital nicht bin- 
dender Provisionsgeschäfte im Hinblick auf die Gesetzge- 
bungsabsicht der letzten KWG-Novelle zu beurteüen? 

15. Wie beurteüt die Bundesregienmg die Sicherheit für die Anle- 
ger bei den neuen Finanzierungsinstrumenten, insbesondere 
unter dem Gesichtspunkt, daß diese z.T. auch in niedrigen 
Beträgen zur Anlage angeboten werden? 

16. Hält die Bundesregierung die Befreiung von festen Kreditzu- 
sagen von der Anwendung des Grundsatzes I und der Groß- 
kreditgrenze in § 13 Abs. 3 Kreditwesengesetz angesichts der 
damit eingegangenen Risiken für weiterhin gerechtfertigt? 

17., Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts des sprunghaf- 
ten Anstiegs von roU-over-Finanzierungen eine Ändenmg des 
Kreditwesengesetzes dahin gehend, daß die Grundsätze II 
und III auch für ausländische Tochterbanken deutscher Kre- 
ditinstitute angewandt werden? 

18. Ist die Bundesregierung bereit, den Grundsatz I des KWG 
dahin gehend zu öffnen, daß neben den Kreditrisiken auch 
Kursrisiken erfaßt werden? 

19. Welche Begründung gibt es nach Auffassung der Bundesre- 
gierung dafür, daß mit der Deutschen Bundespost im Februar 
1986 und der Deutschen Bundesbahn im März 1986 erstmals 
die öffentliche Hand - wenn auch indirekt über neugegrün- 
dete Finanzierungsgesellschaften einer deutschen Bank bzw. 
unter Beteiligung dieser Bank - am Eiuomarkt als Schiüdner 
in Erscheinung getreten ist? 
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20. Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglichkeit der Deut- 
schen Bundesbank, ihre Rolle als „lender of last resort" für 
das deutsche Bankwesen zu erfüllen unter Berücksichtigung 
der internationalen Verflechtung der Kreditbeziehungen, ins- 
besondere unter dem Gesichtspunkt von Verpflichtimgen in 
fremden Währungen und der Beteiligung von Nichtbanken 
an Interbank-Kreditketten? 


II. 

Der Wandel in den Strukturen der internationalen imd nationalen 
Geld-, Kapital- und Kreditmärkte hat zu einer Vielzeihl neuer 
Kredit- imd Anleiheinstrumente geführt, z. B. Note Issuance Faci- 
lities (NIF) imd Revolving Underwriting Facilities (RUF), Gommer- 
dal Papers (CP), Zero-Bonds, Floating Rate Notes (FRN), Zins- 
imd Währungs-Swaps bei Krediten, Futures, Certificates of Depo- 
sit (CD). Diese Instrumente werden zu einem großen Teü über die 
Banken begeben oder vermittelt imd führen zu einer Ballung von 
Risiken im Bankensystem, ohne daß diese ausreichend in den 
Bankbilanzen erscheinen. Ebenso nehmen sog. Nichtbanken, z. B. 
Versicherungen, Finanzabteüungen von Großunternehmen, die 
ähnliche Geschäfte betreiben, an diesen Märkten teil ohne einer 
Aufsicht wie Kreditinstitute zu unterliegen. Diese Entwicklung 
birgt neben möglichen Vorteüen, z. B. durch günstigere Finanzie- 
rungsbedingungen insbesondere für erstklassige Großkreditneh- 
mer, erhebliche Gefahren für die Sicherheit der Finanzmärkte und 
dementsprechend Probleme für die Aufsichtsbehörden und die 
Zentralbanken. Sie kann auch zu Wettbewerbsverzerrungen ins- 
besondere zu Lasten kleiner und mittlerer Kreditnehmer führen, 
denen diese Finanzierungsinstrumente nicht zugänglich sind. 

Zu den neuen Finanzierungsinstrumenten 

1. Welchen Umfang haben folgende Geschäfte bei den deut- 
schen Bankkonzemen, und wie haben sie sich in den letzten 
Jahren entwickelt: 

a) Zins- und Wähmngs-Swaps, 

b) Optionsgeschäfte aller Art, 

c) Interest-Futures, 

d) Euronotes-Fazilitäten? 

2. Wie bewertet die Bundesregierung die Risiken aus diesen 
Geschäften für die Banken und die Funktionsfähigkeit unse- 
res Kreditwesens? 

3. Beabsichtigt die Bundesregiemng, der Tatsache, daß die 
Abwälzung des Zinsänderungsrisikos bei roU-over-Krediten 
auf die Kreditschuldner als Bonitätsrisiko auf die Banken 
zurückfällt, bankaufsichtiich Rechnung zu tragen? 

4. Hält die Bundesregierung angesichts der Höhe der Risiken, 
die mit der Vergabe von Euronotes-Fazilitäten verbunden 
sind, eine gegenüber normalen Krediten nur teüweise 
Anrechnung auf die Grundsätze für gerechtfertigt? 
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5. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Möglich- 
keit der Umgehung bestehender oder erwarteter aufsichts- 
rechtlicher Regelungen für Euronotes nicht unwesentlich zu 
dieser Technik beigetragen hat? 

6. Welche Bedeutung hat das Industrieclearing für die Finanz- 
märkte der Bundesrepubhk Deutschland? 

7. Wie beurteilt die Bimdesregierung die von der Bundesbank 
beschlossenen Änderungen, daß von den Kreditinstituten 
künftig auch Mindestreserven auf von ihnen ausgegebene 
Inhaberschuldverschreibungen mit einer Laufzeit von weni- 
ger als zwei Jahren gehalten werden soUen? 

8., Wie bewertet die Bundesregienmg, daß als Inhaberpapiere 
ausgegebene CDs nicht von der Einlagensicherung erfaßt 
werden? 

9. Ist die Bundesregierung bereit, bei einer Ausgestaltung von 
CDs als Namenschuldverschreibungen auf die Aufnahme die- 
ser Papiere in die Einlagensicherung zu verzichten? 

10. Wie kann dmch bankenauf sichtliche Behandlung von Finanz- 
termingeschäften eine klare Risikobeschränkung und eine 
zweifelsfreie Einordnung von Risikopositionen bei der Auf- 
stellimg des Jahresabschlusses von Banken erreicht werden? 

11. Beabsichtigt die Bundesregierung, bei der steuerhchen 
Behandlung von Finanzinnovationen auch dem Gesichts- 
punkt Rechnung zu tragen, daß steuerhche Normen in bezug 
auf marktmäßige Entscheidungen möghchst neutral sein 
sollten? 

12. Sind Finanzterminkontrakte aus der Sicht der Finanzverwal- 
tung Differenzgeschäfte und folgüch nicht der Umsatzsteuer 
xinterworfen? 

13. Wie wirkt sich in der Praxis die Börsenumsatzsteuerbelastung 
auf den Handel mit Inhaberschuldverschreibungen aus, die 
aus der Sicht der Beteiligten den Charakter von Geldmarktpa- 
pieren haben? 

14. Gilt bei der Büanzierung von Zero-Bonds auf der Aktivseite 
die Bewertung zimi Anschaffungspreis, oder erfolgt eine lau- 
fende Höherbewertung durch zeitanteilige Zuschreibung der 
entstandenen Zinsen? 

15. Gilt bei der Finanzierung von Zero-Bonds auf der Passivseite 
die Bewertung zum Rückzahlungspreis, oder erfolgt ein 
Abschlag um die noch nicht entstandenen Zinsen? 

16. Wie werden Zero-Bonds zur Beurteüung der Einhaltung von 
bankaufsichtsrechtiichen Umlaufgrenzen bewertet, und wie 
wird ggf. ein Abweichen vom Bruttoprinzip gerechtfertigt? 

17. Welche Rechtfertigung kann die Bundesregienmg dafür 
geben, daß bei festverzinshchen Wertpapieren im Privatver- 
mögen im Fan der Aufzinsung, wie z. B. beim Bundesschatz- 
brief vom Typ B, die Zinsen jährhch zu versteuern sind. 
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obwohl sie noch nicht zugeflossen sind, während bei Abzin- 
sungspapieren, wie z. B. Zero-Bonds die aufgelaufenen Zin- 
sen erst bei Rückzahlung oder vorzeitiger Veräußerung zu 
versteuern sind? 

18. Ist die Bundesregierung bereit anzuerkennen, daß durch die 
unterschiedliche steuerüche Behandlung bei gleichem wirt- 
schafthchem Tatbestand in diesen Fällen ein steuerhcher 
Gestaltungsspielraum eröffnet wurde? 

19. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch die 
aufgeschobene Steuerzahlung bei Zero-Bonds diese Papiere 
gegenüber anderen Anlageformen privüegiert sind? 

III. 

Der Wandlungsprozeß auf den Finanzmärkten hat bewirkt, daß 
immer weniger von Bankleistungen und Versicherungsleistungen 
und immer mehr von Finanzdienstleistungen gesprochen wird. 
Die Branche expandiert stürmisch. 

Dabei sind nicht zuletzt mit Hüfe neuer Technologien und Ver- 
triebsformen neue Wettbewerber aus dem Nichtbankenbereich 
bzw. Nichtversichemngsbereich in das Kundengeschäft der Kre- 
ditinstitute und Versicherungsunternehmen eingedrungen. 
Zugleich sind neue Produktkombinationen entstanden. Auch die 
Untemehmensstrukturen wandeln sich. Es entstehen „Finanz- 
dienstleistungskonzeme " . 

Kooperation zwischen Versicherungen, Handel und Banken, z. B. 
durch Informationsaustausch kann zu gravierenden Strukturver- 
schiebungen führen. Die Banken bemühen sich verstärkt, durch 
neue Produktangebote in den Bereich des Versicherungssparens 
einzudringen, und im Rahmen der Entwicklung von Finanzdienst- 
leistungen ist eine Intensivierung von Verbundsystemen auch mit 
dem Handel zu beobachten. Dieser Prozeß wird gefördert durch 
den Einsatz neuer Technologien und Innovationen bei den Fi- 
nanzprodukten. 

Der Wandlungsprozeß wird durch internationale Einflüsse zusätz- 
hch überlagert. Hinzu kommt, daß die Situation im Markt der 
Finaiizdienstleistungen gekennzeichnet ist durch fortschreitende 
Informations- und Kommunikationstechniken. 


Zur Entwicklung der Unternehmensstruktur im Finanzdienstlei- 
stungsbereich 

1. Wie ist das Angebot von Finanzdienstleistungen durch Ver- 
sandhandel, Warenhäuser und Verbrauchermärkte unter Ver- 
braucherschutzgesichtspunkten zu beurteüen? 

2. Welche Gefahr kann sich für die Versicherungs- oder 
Bankenaufsicht durch das Eindringen von Nichtbanken in die 
Finanzmärkte mögücherweise ergeben? 

3. Welche Formen der Kooperation zwischen Banken und Versi- 
cherungen haben sich in letzter Zeit entwickelt? 
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4. Wie beurteilt die Bimdesregierung die möglichen gravieren- 
den Strukturverschiebimgen im Versicherungsmarkt, die sich 
durch zunehmende Kooperation zwischen Versicherungen 
und Banken insbesondere auch beim Vertrieb ergeben? 

5. Welche Gefahren könnten sich aus einer in Zukimft noch 
stärkeren, auch kapitalmäßigen Verbindimg von Banken und 
Versicherungen zu einem gemeinsamen Finanzkonzern er- 
geben? 

6. Beabsichtigt die Bundesregierung, den dadurch entstehenden 
Problemen durch eine Aufsicht auf konsohdierter Basis, die 
sowohl die Bank- als auch die Versicherungsgeschäfte 
umfaßt, Rechnung zu tragen? 

7. Wie will die Bundesregierung verhindern, daß durch die 
Beteiligung von Versicherungen an Banken und umgekehrt 
Eigenkapital mehrfach belegt und damit die Anbindung des 
Geschäftsvolumens an das vorhandene haftende Eigenkapital 
unterlaufen wird? 

8. Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzusteUen, daß Versi- 
cherungsuntemehmen oder sonstige Nichtbanken bei bank- 
ähnhchen Geschäften den Grundsätzen der bankmäßigen 
Aufsicht unterhegen? 

9. In welchem Umfang hat sich durch das Anlageverhalten der 
Sparer eine Verschiebung der Marktanteile der Versicherun- 
gen zu Lasten des Bankensektors einschheßüch der Bauspar- 
kassen ergeben? 

10. Führt die unter schiedhche steuerhche Behandlung von 
Lebensversicherungen einerseits und den von Banken ange- 
botenen Sparplänen mit Versicherungsschutz andererseits zu 

" Wettbewerbsverzerrungen? 

11. Könnte die Einführung einer Besteuerung der Gewinnbeteili- 
gung bei langfristig gebundenen Lebensversicherungsverträ- 
gen den Wettbewerb zwischen Versicherungen und Banken 
bei der Geldvermögensbildung stärken, und wie würde sich 
in diesem Zusammenhang die konsequente steuerhche Erfas- 
simg von Zinserträgen (z. B. durch umfassende Kontrohmittei- 
lungen) auswirken? 

12. Wie ist der Datenschutz bei der Nutzung der neuen Kommu- 
nikationstechnologien, z. B. bei gemeinsamem Vertrieb von 
Finanzdienstleistimgen zu sichern? 

13. Wie begründet die Bundesregierung die geplante Ausdeh- 
nung der Postbankdienste über den traditionehen Bereich des 
Postgiro- und Postsparkassendienstes hinaus in neue Anlage- 
formen imd in Kreditgewährung für Privatkunden und 
gewerbhche Wirtschaft im Hinbhck auf ihre eigenen markt- 
wirtschafthchen Ordnungsprinzipien? 

14. Wie beurteilt die Bimdesregierung die Tatsache, daß Finanz- 
abteilungen größerer Unternehmen immer mehr die Funktion 
von Banken übernehmen, indem sie sich nicht nur als Kredit- 
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nehmer, sondern auch als Kreditgeber am internationalen 
Geld- und Kapitalmarkt beteiligen? 

15. Beabsichtigt die Bundesregierung, aus dieser Entwicklung 
gesetzgeberische Konsequenzen zu ziehen? 

16. Wie gedenkt die Bundesregierung der Gefahr zu begegnen, 
daß durch die für erstklassige Schuldner erweiterten Mögüch- 
keiten der Mittelbeschaffung ohne Einschaltimg der Kreditin- 
stitute die Quahtät des Kreditportefeuilles der Banken ab- 
nimmt? 

17. Wie beurteüt die Brmdesregierung die Wettbewerbsfolgen für 
kleine und mittlere Unternehmen, die auf traditionelle Bank- 
kredite in ihrer Kreditversorgung angewiesen sind gegenüber 
den Großunternehmen, die direkten Zugang zu günstigeren 
Konditionen an den Geld- und Kapitalmärkten haben? 

Bonn, den 15. Mai 1986 
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